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Amt Neverin
- Der Amtsvorsteher –

Gemeinde: Gemeinde Wulkenzin

Beschlussvorlage

Federführend:
Fachbereich Bau und Ordnung

Vorlage-Nr:
Status:
Datum:
Verfasser:

VO-42-BO-2020-495
öffentlich
06.05.2020
Alexander Diekow 

Satzung über die 3. Änderung des B-Planes Nr. 2 "Eigenheimstandort 
Neuendorf" der Gemeinde Wulkenzin - Abwägungsbeschluss zum 
Vorentwurf
Beratungsfolge:
Status Datum Gremium Zuständigkeit

Öffentlich Gemeindevertretung der Gemeinde Wulkenzin Entscheidung

Sachverhalt:
Am 27.08.2019 hat die Gemeindevertretung Wulkenzin beschlossen, dass der B-Plan Nr.2 
„Eigenheimstandort Neuendorf“ in einem 3.Verfahren geändert werden soll.

Als Planungsziel wurde die Schaffung von dringend benötigten Wohnbauflächen am nordöstlichen 
Rand von Neuendorf formuliert. Als Plangebiet wurden die an die vorhandenen Bebauungen im 
Gebiet Vogelbeerenstraße / Kornblumenstraße angrenzenden Teilflächen des ehemaligen 3. BA 
ausgewiesen.

Auf der Grundlage des Vorentwurfs (Stand: Oktober 2019) erfolgte eine frühzeitige Beteiligung der 
Öffentlichkeit und der Behörden.

Die eingegangenen Stellungnahmen (öffentliche und private Belange) sind nunmehr untereinander 
und gegeneinander gerecht abzuwägen (§ 1 Abs.7 und § 1a Abs. 2 Satz 3 BauGB). Dazu wurde ein 
entsprechender Abwägungsvorschlag erarbeitet. Dieser wird hiermit der Gemeindevertretung 
Wulkenzin zur abschließenden Beratung und Entscheidung vorgelegt.

Mitwirkungsverbot:
Aufgrund des § 24 (1) Kommunalverfassung ist kein Mitglied des Gremiums von der Beratung und Abstimmung 
ausgeschlossen.

Beschlussvorschlag:

Finanzielle Auswirkungen:
Die Gemeindevertretung der Gemeinde Wulkenzin beschließt:

Die eingegangenen Stellungnahmen (Anlage 1) der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher 
Belange bzw. der Öffentlichkeit wurden unter Beachtung des Abwägungsgebotes entsprechend 
den jeweiligen Empfehlungen in der Abwägungstabelle (Anlage 2 + 3) geprüft. 

Den Abwägungsvorschlag und das Abwägungsergebnis macht sich die Gemeinde zu eigen. Sie 
sind Bestandteil des Beschlusses. Das Amt Neverin wird beauftragt die Behörden und sonstige 
Träger öffentlicher Belange sowie die betroffene Öffentlichkeit von diesem Ergebnis mit Angabe 
der Gründe in Kenntnis zu setzen.

Des Weiteren wird entschieden, dass der Geltungsbereich im Norden begradigt und die 
nordöstlichen Randflächen mit in den Geltungsbereich einbezogen werden sollen. Als östliche 
Grenze wird die vorhandene Nutzungsgrenze (Ackerkante) festgelegt. Die Straßenführung wird 
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auf den alten Stand korrigiert und die Erschließung des neuen Wohngebietes abschließend 
geplant.
Mittels zeichnerischen und textlichen Festsetzungen wird planerisch sichergestellt, dass das
vereinbarte Volumen von ca. 25 Wohneinheiten eingehalten wird.
Das neue städtebauliche Konzept, Stand: Mai 2020 (Anlage 4) wird durch die 
Gemeindevertretung gebilligt und ist bei der Erarbeitung des Entwurfs entsprechend zu 
berücksichtigen.

Ja
x Nein

Anlagen:
Anlage 1 - Übersicht Abwägung
Anlage 2 - Abwägungstabelle
Anlage 3 - Abwägungstabelle Öffentlichkeit
Anlage 4 - Neues städtebauliches Konzept (Stand Mai 2020)
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Beteiligung der Behörden und der Öffentlichkeit zum Vorentwurf der 3. Änderung des 
B-Planes Nr.2 Eigenheimstandort Neuendorf  Gemeinde Wulkenzin 

-  ABWÄGUNG - 

 
Am 27.08.2019 hat die Gemeindevertretung Wulkenzin beschlossen, dass der B-Plan Nr.2 
Eigenheimstandort Neuendorf in einem 3.Verfahren geändert werden soll. 

Als Planungsziel wurde die Schaffung von dringend benötigten Wohnbauflächen am 
nordöstlichen Rand von Neuendorf formuliert. Als Plangebiet wurden die an die vorhandenen 
Bebauungen im Gebiet Vogelbeerenstraße / Kornblumenstraße angrenzenden Teilflächen des 
ehemaligen 3. BA ausgewiesen.  
Auf der Grundlage des Vorentwurfs, Stand: Oktober 2019 erfolgte eine frühzeitige Beteiligung 
der Öffentlichkeit und der Behörden. 
 
Die öffentlichen und privaten Belange sind untereinander und gegeneinander gerecht 
abzuwägen (§ 1 Abs.7 und § 1a Abs.2 Satz 3 BauGB) 
 
1.Übersicht über die eingegangenen Stellungnahmen zum Vorentwurf vom Okt. 2019   

 
Lfd. 
Nr. 

Behörden / 
Nachbargemeinden 

Eingang 
Stellung-
nahmen 

Datum 
Stellung-
nahmen 

keine  
Einwände 

Anmerkungen 
/ Abwägung 
erforderlich 

 Behörden     

1. 50 Hertz 06.12.2019 06.12.2019 X - 
2. BVVG 06.12.2019 06.12.2019 X - 
3. LAiV 09.12.2019 09.12.2019 X - 
4. Telekom 11.12.2019 11.12.2019 - X 
5. GDMcom 12.12.2019 12.12.2019 X* - 
6. Forstamt Nbg. 13.12.2019 10.12.2019 X - 
7. DWD 17.12.2019 13.12.2019 X - 
8. LBPK 19.12.2019 19.12.2019 X - 
9. Vodafone 19.12.2019 19.12.2019 X*  
10. Amt F. RO und LP 02.01.2020 18.12.2019 X - 
11. neu.sw 08.01.2020 07.01.2020 - X 
12. LUNG 08.01.2020 08.01.2020 keine Stellungnahme 
13. IHK 08.01.2020 07.01.2020 X - 
14. Straßenbauamt Nstr. 08.01.2020 06.01.2020 - X 
15. BUND 09.01.2020 09.01.2020 Fristverl. - 
16. StALU 09.01.2020 08.01.2020 X - 
17. WBV Obere Havel / 

Obere Tollense 
10.01.2020 10.01.2020 X - 

18. Landkreis MSE 13.01.2020 10.01.2020 Fristverl.  
19. BUND 16.01.2020 13.01.2020 - X 
20. E.DIS 17.01.2020 16.01.2020 - X 
21. Landkreis MSE 20.02.2020 19.02.2020 - X 
      
 Nachbargemeinden      
1. Stadt Nbg. 10.01.2020 08.01.2020 - X 
      
 Bürger     
1. W. Senf  18.11.2019 - X Senf
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2. RA LoeperPartner (für 
Podlewski) 

02.01.2020 18.12.2020 - X 

3. U. Podlewski, F-W. Evert, 
J. Heise 

06.01.2020 02.01.2020 - X 

4. E.+S. Lattki 07.01.2020 07.01.2020 - X 
5. B.+D. Justen Nr.1 07.01.2020 03.01.2020 - X 
6. B.+D. Justen Nr.2 07.01.2020 03.01.2020 - X 
7. Jürgen Heise 08.01.2020 04.01.2020 - X 
8. Michael Heise 09.01.2020  04.01.2020 - X 
9. Gottschalk 10.01.2020 10.01.2020 - X 

X* allgemeine Hinweise, die Hinweise wurden / werden beachtet 
 
Folgende Nachbargemeinden haben sich nicht zum Vorentwurf geäußert: 
 

- Gemeinde Penzlin 
- Gemeinde Blankenhof 

 
Folgende Behörden haben sich nicht zum Vorentwurf geäußert: 

- Wirtschaftsministerium M-V 
- BAIUD Bw 
- Staatliche Bau- und Liegenschaftsverwaltung M-V (SBL-MV, ehem. BBL M-V) 
- Bergamt Stralsund 
- Bundesanstalt für Immobilienaufgaben (BImA) 
- Flughafen NB-Trollenhagen 
- Telefonica 
- Handwerkskammer 
- Katholische Kirche 
- Evangelische Kirche, Kirchenkreisverwaltung Stargard 
- LA Gesundheit und Soziales M-V 
- LA Kultur und Denkmalpflege M-V 
- Landesjagdverband M-V 
- Polizei, PI Neubrandenburg 
- Amt Neverin, SB Brandschutz 

 
Die Gemeinde Wulkenzin geht davon aus, dass Belange nicht betroffen sind. 
 
 
2.   Abwägung 

 
Die Abwägung erfolgt nachfolgend in tabellarischer Form. 
 
Nach Prüfung der zum Vorentwurf eingegangenen Stellungnahmen hat die Gemeindever-
tretung entschieden, dass der Geltungsbereich im Norden begradigt und die nordöstlichen 
Randflächen mit in den Geltungsbereich einbezogen werden sollen. Als östliche Grenze wird 
die vorhandene Nutzungsgrenze (Ackerkante) festgelegt. 
Durch die Einbeziehung dieser Flächen wird im Plangebiet eine Grundfläche von 10.000 m² 
nicht überschritten; die Anwendung des §13b BauGB bleibt gegeben. Der Siedlungsrand im 
Norden wird durch diese Korrektur einheitlich und durchgängig klar abgegrenzt. Optionen für 
Erweiterungen müssen nicht mehr berücksichtigt werden. Die Straßenführung wird auf den 
alten Stand korrigiert und die Erschließung des neuen Wohngebietes abschließend geplant. 
Mittels zeichnerischen und textlichen Festsetzungen wird planerisch sichergestellt, dass das 
vereinbarte Volumen von ca. 25 Wohneinheiten eingehalten wird. 
 

Podlewski)
U. Podlewski, FU. Podlewski, F-W. Evert, W. Evert, 
J. Heise
E.+S. Lattki
B.+D. Justen Nr.1
B.+D. Justen Nr.2
Jürgen HeiseJürgen Heise
Michael HeiseMichael Heise
Gottschalk
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Stellungnahme Nr. 4 Abwägung 

 

               
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die vorhandenen bebauten Flächen sind fernmeldetechnisch erschlossen; der 
vorhandene Leitungsbestand befindet sich außerhalb des Geltungsbereichs. 
 
 
Die Erschließung der neuen Flächen wird rechtzeitig abgestimmt. 
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Stellungnahme Nr. 4 Abwägung 

 

             
 

 
 
 
 
 
 
 
Die Hinweise werden im weiteren Verfahren und bei der Umsetzung des Vorhabens 
beachtet. 
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Stellungnahme Nr.4 Abwägung 
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Stellungnahme Nr.11 Abwägung 

 

       
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Hinweise werden im weiteren Verfahren beachtet. 
 
Nach ersten Prüfungen kann davon ausgegangen werden, dass die Erschließung der 
geplanten Bebauungen über die vorhandenen Anlagen im Wohngebiet mit abgesichert 
werden kann.  
Die innere Erschließung des Plangebietes erfolgt durch Neuverlegungen der Medien mit 
Anbindung an die vorhandenen Netze. Die Erschließung und Koordinierung der 
Baumaßnahmen wird mit den Unternehmen abgestimmt.  
 
 
 
Die Verlegung der Leitungen ist im öffentlichen Raum vorgesehen. 
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Stellungnahme Nr. 11 Abwägung 

 

          
 

 
 
 
 
 
Die Hinweise werden im weiteren Verfahren beachtet. 
 
 
 
 
 
 
 
Die Stromversorgung/ Straßenbeleuchtung wird mit der E.DIS abgestimmt. 
 
 
 
Die Hinweise zu den vorhandenen Gasanlagen werden beachtet. 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
Die Hinweise zur Netzerweiterung werden im weiteren Verfahren beachtet. 
 
 
 
 
Die Hinweise werden im Rahmen der Erschließungsplanung beachtet. 
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Stellungnahme Nr. 11 Abwägung 

                 

              
      

 
 
Über den vorhandenen Hydranten in der Dorfstraße 32 kann die Löschwasserversorgung 
nicht abgesichert werden. Im Rahmen der weiteren Planung werden mögliche Varianten 
zur Bereitstellung von Löschwasser mit untersucht. Auf den angrenzenden 
Gemeindeflächen außerhalb des Geltungsbereichs erscheint die Errichtung von 
geeigneten Anlagen (z.B. Zisterne, Bohrbrunnen, Löschwasserteich oder behälter)  
sinnvoll. Von der Haselstraße aus soll deshalb eine Zuwegung zu den nördlich/ 
nordwestlich angrenzenden Gemeindeflächen offen gehalten bleiben.  
 
Schmutzwasser 
Die Hinweise zur Abwasserentsorgung werden zur Kenntnis genommen. 
Ein Anschluss an das vorhandene Kanalnetz im Gatscher Damm ist möglich; das 
vorhandene Netz einschließlich Pumpwerk ist ausreichend. Die Hinweise zur 
Kostenübertragung, Unterbringung der Leitungen, Ableitung im freien Gefälle und zur 
Schachtprüfung werden beachtet. 
 
 
Regenwasser 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Das Plangebiet umfasst die in 
ausreichenden Abständen zur B 192 liegenden Flächen so dass die Anlage eines 
Lärmschutzwalls nicht erforderlich ist. Der vorhandene Kanal wird nicht beeinträchtigt; 
die Anfahrbarkeit der Schachtbauwerke wird gewährleistet. 
 
Die Hinweise werden im weiteren Verfahren beachtet. 
 
 
 
 
 
Die Erschließung des Plangebietes wird abgesichert; die entstehenden Kosten werden 
mitgetragen. Die Erschließungsanlagen werden im öffentlichen Raum untergebracht. 
 
Die Möglichkeit der Verwertung / Versickerung von Regenwasser auf den Grundstücken 
wird geprüft, einschließlich der Möglichkeit des Auffangens, Speicherung und Nutzung 
zur Löschwasserversorgung. 
 
Fernwärmeverteilung 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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Stellungnahme Nr. 11 Abwägung 

 

            
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
Neu-medianet GmbH 
Die Hinweise werden im weiteren Verfahren beachtet. 
 
 
 
Allgemeinde Hinweise 
Die Hinweise werden im weiteren Verfahren beachtet. 
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Stellungnahme Nr.14 Abwägung 

 

           
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Lage in Nachbarschaft zur B 192 wurde beachtet; die Ergebnisse der vorliegenden 
Schallimmissionsuntersuchung vom April 2019 wurden berücksichtigt.  
 
Das Plangebiet befindet sich in ausreichendem Abstand zur B 192; Lärmschutz-
wallanlagen sind nicht erforderlich.  
 
Die Immissionsgrenzwerte der 16.BIMSCHV werden nicht überschritten. 
 
Eine Geschwindigkeitsreduzierung auf der B 192 ist im Zusammenhang mit der aktuellen 
Planung nicht erforderlich; bei Bedarf wird zu gegebener Zeit eine Regelung mit der 
Verkehrsbehörde erfolgen. 
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Stellungnahme Nr.19 Abwägung 

 

          
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1. 
Die FFH-Prüfung erfolgt in der Phase der Erarbeitung des Entwurfs. 
Die Hinweise werden beachtet. 
Der Durchgangskorridor bleibt erhalten. 
 
 
 
 
Zu 2. 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und beachtet; die tatsächliche 
Schutzwürdigkeit der Biotope wird vor Ort durch einen Sachverständigen geprüft. 
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Stellungnahme Nr. 19 Abwägung 

 

          
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 3. 
Der Hinweis wird berücksichtigt. 
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Stellungnahme Nr. 20 Abwägung 

 

            
  

 

            
 
 
 
Die Leitungen und Anlagen befinden sich im bebauten angrenzenden Wohngebiet.  
 
Der Anlagenbestand wird nicht beeinträchtigt; notwendige Um-/ Neuverlegungen werden 
mit dem Versorger rechtzeitig abgestimmt. 
 
Die Hinweise werden im weiteren Verfahren beachtet. 
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Stellungnahme Nr. 20 Abwägung 

 

              
 

 
 
 
 
 
 
Die Hinweise werden im weiteren Verfahren beachtet. 
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Stellungnahme Nr.21 Abwägung 

 

          
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1. 
Die geplante Siedlungserweiterung in den Außenbereich umfasst die südlichen Flächen 
des ehemaligen 3.Bauabschnitts. Zwischen der Gemeinde Wulkenzin und der Stadt 
Neubrandenburg wurde die Erweiterung um max. 25 Wohneinheiten vereinbart.  
In den zum Vorentwurf eingegangenen Stellungnahmen von Bürgern wurde die 
Einbeziehung der am nordöstlichen Rand außerhalb des Geltungsbereichs liegenden 
einzelnen Grundstücke verlangt. Für das Grundstück 81/168 besteht ein ortsansässiger 
Bedarf (alteingesessener Bürger, der altersgerecht neu bauen will). Auf den 
Grundstücken 81/169 und 81/184 sind Bebauungen beabsichtigt.  
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Stellungnahme Nr.21 Abwägung 

 

         
 

 
Die Gemeinde hat im Ergebnis der Prüfung der Stellungnahmen entschieden, dass der 
Geltungsbereich im Norden begradigt und die nordöstlichen Randflächen mit in den 
Geltungsbereich einbezogen werden sollen. Durch die Einbeziehung dieser Flächen wird 
im Plangebiet eine Grundfläche von 10.000 m² nicht überschritten; die Anwendung des 
§ 13b BauGB bleibt gegeben. Der Siedlungsrand im Norden wird durch diese Korrektur 
einheitlich und durchgängig klar abgegrenzt; Optionen für Erweiterungen müssen nicht 
mehr berücksichtigt werden.  
Die Straßenführung kann auf den alten Stand korrigiert und die Erschließung des neuen 
Wohngebietes abschließend geplant werden. 
 
zu 2. 
Die Abweichung vom Eigenbedarf in der Größenordnung von 25 Wohneinheiten wurde 
mit der Stadt Nbg. vereinbart und wird raumordnerisch mit getragen.  
 
 
zu3. 
Die Hinweis werden beachtet; der Flächennutzungsplan wird im Wege der Berichtigung  
nach Abschluss des B-Planverfahrens unverzüglich angepasst. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 4. 
Die Hinweise werden im weiteren Verfahren beachtet; die Straßenplanung wird zur 
Genehmigung eingereicht. 
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Stellungnahme Nr. 21 Abwägung 

 

             
 

 
 
 
 
 
Zu II.1. 
 
Artenschutz 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

gewesen; im Gebiet sind zahlreiche Tierarten identifiziert worden. Die Gemeinde hat 
entschieden, dass Kartierungen erfolgen sollen und der 
Ergebnis der Kartierungen neu erstellt wird. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 2. 
Zur Niederschlagsentwässerung werden ergänzende Aussagen mit aufgenommen.  
Die Möglichkeit der Verwertung / Versickerung von Regenwasser auf den Grundstücken 
wird im weiteren Verfahren geprüft. Ist dies nicht möglich wird die Entsorgung über ein 
Regenwasserableitungsnetz geplant.  
Dabei wird die Möglichkeit des Auffangens und der Nutzung zur Löschwasserversorgung 
mit geprüft. Auf nördlich/ nordwestlich angrenzenden Gemeindeflächen außerhalb des 
Geltungsbereichs wird die Errichtung von Anlagen zur Bereitstellung von Löschwasser 
(Zisternen, Bohrbrunnen, Teich) in Erwägung gezogen.  
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Stellungnahme Nr. 21 Abwägung 

 

              
 

 
 
 
Zu 3. 
Die Hinweise werden im weiteren Verfahren beachtet. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 4. 
Die Erkenntnisse und Empfehlungen der Schalluntersuchung wurden beachtet und 
eingearbeitet. 
 
Zu 5. 
Lärmschutzmaßnahmen 
Das Plangebiet umfasst nur die südlichen Flächen des 3.Bauabschnitts; die Flächen 
liegen in ausreichendem Abstand zur B 192. 
Nach den vorliegenden Ergebnissen der Schalluntersuchung sind Festsetzungen von  
Lärmschutzwällen, Einschränkungen der Wohnnutzung sowie Reduzierungen der 
Geschwindigkeit auf der B 192 nicht erforderlich. 
 
Trinkwasser 
Die Hinweise zur Trinkwasserversorgung werden im weiteren Verfahren und im Rahmen 
der Umsetzung des Vorhabens beachtet. 
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Stellungnahme Nr. 21 Abwägung 

 

          
 

 
 
 
 
 
 
 
Zu 6. 
Die Löschwasserversorgung erfolgt nicht über das öffentliche Netz; die Lösch-
wasserversorgung kann nicht über den Hydranten in der Dorfstraße 32 abgesichert 
werden. Auf angrenzenden Gemeindeflächen außerhalb des Geltungsbereichs erscheint 
die Errichtung von Anlagen zur Bereitstellung von Löschwasser (Zisternen, Bohrbrunnen, 
Teich) sinnvoll. Im weiteren Verfahren werden die Möglichkeiten geprüft und die 
erforderlichen Maßnahmen zur Löschwasserversorgung geplant.  
 
Der Hinweis wird beachtet. 
Der Hinweis wird beachtet. 
 
Zu 7. 
Die Hinweise zur Trinkwasserversorgung werden im weiteren Verfahren und im Rahmen 
der Umsetzung des Vorhabens beachtet. 
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Stellungnahme Nachbargemeinde Abwägung 
 

            
 

 
Ein Eigenbedarf von 25 WE für die Gemeinde Wulkenzin lässt sich nicht belegen.  
Die Gemeinde Wulkenzin hat die Aufstellung des B-Planes eingeleitet auf Grund eines 
derzeit anstehenden örtlichen Bedarfs am Standort (in der Größe von ca. 3-4 WE) und 
des derzeit nicht abzudeckenden Bedarfs im Stadt-Umland-Raum.  
Die Wohnbauflächenentwicklung in der Gemeinde wird ausschließlich nur noch auf den 
südlichen Flächen des ehem. 3.Bauabschnitts des Eigenheimstandortes Neuendorf 
geplant. Das ursprünglich eingeleitete Verfahren (B-
ehemals als Nr.4 bezeichnet) wurde eingestellt. 
Gem. 4.2(3) LEP M-V kann in geeigneten Gebieten von der Beschränkung auf den 
Eigenbedarf entsprechend 4.2(2) LEP M-V unter der Voraussetzung eines inter-
kommunal abgestimmten Wohnbauentwicklungskonzeptes des Stadt-Umland-Raumes 
abgewichen werden. Da dieses Konzept in Form des Rahmenplans Stadt-Umland-Raum 
Neubrandenburg bereits aus dem Jahr 2011 stammt und der Aktualisierung bedarf, 
wurde im vorliegenden Fall Neuendorf die geeignete Lage der Wohnbauflächen im 
Ortsteil Neuendorf in unmittelbarer Nähe zur Stadtgrenze Neubrandenburg sowie die am 
12.08.2019 erfolgte bilaterale Abstimmung zwischen der Gemeinde Wulkenzin und der 
Stadt Nbg. als Kernstadt im Stadt-Umland-Raum als Voraussetzung für die Abweichung 
vom Eigenbedarf gem. 4.2(3) LEP M-V gewertet. Mit Schreiben vom 18.12.2019 wird die 
Übereinstimmung mit den Zielen und Grundsätzen der RO und LP festgestellt. 
 
In den zum Vorentwurf eingegangenen Stellungnahmen von Bürgern wurde die 
Einbeziehung der am nordöstlichen Rand außerhalb des Geltungsbereichs liegenden 
einzelnen Grundstücke verlangt. Für das Grundstück 81/168 besteht ein ortsansässiger 
Bedarf (alteingesessener Bürger, der altersgerecht neu bauen will). Auf den Grund-
stücken 81/169 und 81/184 sind Bebauungen beabsichtigt. 
 
Die Gemeinde hat im Ergebnis der Prüfung der Stellungnahmen entschieden, dass der 
Geltungsbereich im Norden begradigt und die nordöstlichen Randflächen mit in den 
Geltungsbereich einbezogen werden sollen. Durch die Einbeziehung dieser Flächen wird 
im Plangebiet eine Grundfläche von 10.000 m² nicht überschritten; die Anwendung des 
§ 13b BauGB bleibt gegeben. Der Siedlungsrand im Norden wird durch diese Korrektur 
einheitlich und durchgängig klar abgegrenzt; Optionen für Erweiterungen müssen nicht 
mehr berücksichtigt werden. Die Straßenführung kann auf den alten Stand korrigiert und 
die Erschließung des neuen Wohngebietes abschließend geplant werden. 
Im Plangebiet sind u.a. Grundstückszusammenlegungen und Bebauung mit einem 
Wohnhaus beabsichtigt. Plan und Begründung werden so überarbeitet, dass durch 
zeichnerische und textliche Festsetzungen planerisch sichergestellt ist, dass max. 25 
Baugrundstücke entstehen können.  
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Stellungnahme Nr. 1 Abwägung 
 

             
 

 
 
 
 
 
 
 
Zu A 
Im Ergebnis der Abwägung der Stellungnahmen hat die Gemeinde entschieden, dass 
der Geltungsbereich im Norden begradigt und die nordöstlichen Randflächen mit in den 
Geltungsbereich einbezogen werden sollen. Durch die Einbeziehung dieser Flächen wird 
im Plangebiet eine Grundfläche von 10.000 m² nicht überschritten; die Anwendung des 
§ 13b BauGB bleibt gegeben. Der Siedlungsrand im Norden wird durch diese Korrektur 
einheitlich und durchgängig klar abgegrenzt; Optionen für Erweiterungen müssen nicht 
mehr berücksichtigt werden. Die Straßenführung kann auf den alten Stand korrigiert und 
die Erschließung des neuen Wohngebietes abschließend geplant werden. 
 
Zu B(I) 
1.1 Die Nutzungsart wird nicht gestrichen; um den Störgrad weiter zu beschränken 

zur Deckung des täglichen Bedarfs
 

 
3.1/3.2 Eine derartige Regelung kann durch Aufnahme einer örtlichen Bauvorschrift 
getroffen werden. Dies soll mit Beschlussfassung über den Entwurf entschieden werden. 
 
Zu B (II) 
Abschließende Entscheidungen über örtlichen Bauvorschriften sollen erst mit 
Entwurfsbeschluss getroffen werden. 
 
 
 
Zu den Fragen: 
Im B-Plan bleibt die Baugrenze im Abstand von 3,00 m Straßenbegrenzungslinien 
vorgegeben; der Bereich sollte jedoch von jeglicher Bebauung (Nebenanlagen, Garagen, 
Carport) frei gehalten bleiben. Mit Beschluss über den Entwurf wird dazu eine  
abschließende Entscheidung getroffen.  
 
Höhenvorgaben sind nicht möglich, da eine genehmigte Straßenplanung mit fertigen 
Höhen noch nicht vorliegt. 
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Stellungnahme Nr. 2 Abwägung 
 

           
   

 
   
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Gemeinde hat die eingegangenen Stellungnahmen zum Vorentwurf geprüft. 
Nach Prüfung der Stellungnahmen beabsichtigt die Gemeinde eine Korrektur; der  
Geltungsbereich wird um die einzelnen Grundstücke am nordöstlichen Rand erweitert. 
Das Interesse ortsansässiger Bürger (des Mandanten) wird somit berücksichtigt.  
 
Die geplante Siedlungserweiterung und Abweichung vom Eigenbedarf in der Größen-
ordnung von max. 25 Wohneinheiten wurde mit der Stadt Nbg. vereinbart und wird aus 
raumordnerischer Sicht mitgetragen. Mit Erweiterung des Geltungsbereichs wird durch 
zeichnerische und textliche Festsetzungen planerisch sichergestellt, dass nicht mehr als 
25 Baugrundstücke entstehen können. 
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Stellungnahme Nr. 2 Abwägung 
 

          
 

 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Gemeinde hat entschieden, dass der Geltungsbereich am nordöstlichen Rand 
erweitert werden soll. Durch die Einbeziehung der Flächen wird im Plangebiet eine 
Grundfläche von 10.000 m² nicht überschritten; die Anwendung des §13b BauGB bleibt 
gegeben. Der Siedlungsrand im Norden wird so einheitlich und durchgängig klar 
abgegrenzt; Optionen für Erweiterungen müssen nicht mehr berücksichtigt werden. Die 
Straßenführung kann auf den alten Stand korrigiert und die Erschließung des neuen 
Wohngebietes abschließend geplant werden. 
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Stellungnahme Nr. 2  
 

        
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
Die Gemeinde hat entschieden, dass die Grundstücke 81/168, 81/169 und 81/184 mit 
berücksichtigt werden sollen. Die Belange der Stadt Nbg. dürften durch diese Änderung 
nicht beeinträchtigt werden, da durch zeichnerische und textliche Festsetzungen 
planerisch sichergestellt wird, dass nicht mehr als 25 Baugrundstücke entstehen können. 
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Stellungnahme Nr. 3  
 

          
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Anmerkungen werden zur Kenntnis genommen.  
Als Umlandgemeinde der Stadt Neubrandenburg hat die Gemeinde die geplante 
Siedlungserweiterung und Abweichung vom Eigenbedarf in der Größenordnung von 25 
Wohneinheiten mit der Stadt Nbg. vereinbart.  
 
Nach Prüfung der Stellungnahmen zum Vorentwurf beabsichtigt die Gemeinde eine 
Korrektur; der  Geltungsbereich soll um die einzelnen Grundstücke am nordöstlichen 
Rand erweitert werden. Die Belange der Stadt Nbg. dürften durch diese Änderung nicht 
beeinträchtigt werden, da durch zeichnerische und textliche Festsetzungen planerisch 
sichergestellt wird, dass nicht mehr als 25 Baugrundstücke entstehen können. 
 
Durch die Einbeziehung weiterer Grundstücke wird im Plangebiet eine Grundfläche von 
10.000 m² nicht überschritten; die Anwendung des §13b BauGB bleibt gegeben. Der 
Siedlungsrand im Norden wird so einheitlich und durchgängig klar abgegrenzt; Optionen 
für Erweiterungen müssen nicht mehr berücksichtigt werden und die Straßenführung 
kann auf den alten Stand korrigiert und die Erschließung des neuen Wohngebietes 
abschließend geplant werden 
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Stellungnahme Nr. 4  
 

         

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Bitte wird gefolgt; die Änderungen werden entsprechend vorgenommen. 
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Stellungnahme Nr. 5  
 

                
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Den Anmerkungen kann grundsätzlich gefolgt werden. 
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Stellungnahme Nr. 5  
 

             
 

 
 
Die Aufzählungen werden zur Kenntnis genommen. 
Im Planverfahren werden durch ein Fachbüro Kartierungen vorgenommen und die 
Ergebnisse in einem Fachbeitrag zum Artenschutz dokumentiert. 
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Stellungnahme Nr. 5  
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Stellungnahme Nr. 5  
 

          

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1.-3. Bezüglich des Artenschutzes 
 
Die Gemeinde hat Kartierungen in Auftrag gegeben.  
Durch ein Fachbüro wird der Beitrag zum Artenschutz neu erstellt. 
Die Auswirkungen des Vorhabens auf alle Arten werden untersucht. 
Sind Maßnahmen zur Sicherung der ökologischen Funktionalität erforderlich, werden 
geeignete CEF-Maßnahmen festgelegt. 
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Stellungnahme Nr. 6  
 

          
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1. 
Die Anmerkungen werden zur Kenntnis genommen. 
Die verkehrliche Anbindung des Plangebietes ist nur über diese Anbindung an den 
Gatscher Damm möglich; eine Alternative gibt es nicht.  
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Stellungnahme Nr. 6  
 

           
 

 
Zwischen Eigentümer und Gemeinde ist eine einvernehmliche Lösung zu finden.   
Die verkehrliche Anbindung an den Gatscher Damm muss ordnungsgemäß erfolgen; im 
Detail wird diese mit der Erschließungsplanung verbindlich vorgegeben.  
Soweit möglich bleibt die vorhandene Zufahrt erhalten bzw. sie wird auf Kosten der 
Gemeinde verändert. Eine Zufahrt zum Grundstück bleibt auf jeden Fall berücksichtigt. 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 2. 
Der Kaufantrag und die weitere Bearbeitung dieses Antrages erfolgten zu einer Zeit, als 
der genaue Geltungsbereich und die geplante verkehrstechnische Erschließung des 
Plangebietes noch nicht feststanden. Es wurden mehrere Varianten untersucht und 
letztlich die Variante mit der Zufahrt zum neuen Wohngebiet entlang des Flurstücks 81/89 
(Justen) festgelegt. Der tatsächliche Flächenbedarf für einen fachgerechten 
Knotenpunktausbau kann erst nach Vorliegen der Erschließungsplanung definiert 
werden. Dabei kann nicht ausgeschlossen werden, dass eine Teilfläche des neu 
entstandenen Flurstücks 81/390 in Anspruch genommen werden muss. Das begehrte 
Kaufverfahren muss daher ausgesetzt werden und kann erst nach Abschluss der 
Erschließungsmaßnahmen fortgeführt werden. 
 
Die Hinweise zur veralteten Flurstückbezeichnung werden zur Kenntnis genommen. 
Im Plan wird das aktuelle Kataster berücksichtigt. 
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Stellungnahme Nr. 6  
 

        

 
 
Zu Frage und Antrag: 
Dem Antrag wird nicht stattgegeben.  
Der Sachverhalt ist einvernehmlich zu klären.  
Eine Zufahrt zum Grundstück bleibt berücksichtigt. 
Die entstandenen Kosten werden von der Gemeinde übernommen. 
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Stellungnahme Nr. 7  
 

        
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1. und 2. 
Die Gemeinde hat die Stellungnahmen geprüft und im Ergebnis entschieden, dass der 
Geltungsbereich im Norden begradigt und die nordöstlichen Randflächen mit in den 
Geltungsbereich einbezogen werden sollen. Durch die Einbeziehung der Grundstücke 
wird im Plangebiet eine Grundfläche von 10.000 m² nicht überschritten; die Anwendung 
des §13b BauGB bleibt gegeben. Der Siedlungsrand im Norden wird so einheitlich und 
durchgängig klar abgegrenzt; Optionen für Erweiterungen müssen nicht mehr 
berücksichtigt werden. Die Straßenführung kann auf den alten Stand korrigiert werden. 
Das Flurstück 81/153 ist dann nicht mehr betroffen. 
 
 
Zu 3. 
Ein Treffen der involvierten Eigentümer wird nicht für notwendig gehalten.  
Die Planfestsetzungen werden im weiteren Verfahren durch die Gemeinde getroffen. 
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Stellungnahme Nr. 8  
 

      
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Gemeinde hat entschieden, dass der Geltungsbereich im Norden begradigt und die 
nordöstlichen Randflächen mit in den Geltungsbereich einbezogen werden sollen.  
Durch die Einbeziehung der Grundstücke wird im Plangebiet eine Grundfläche von 
10.000 m² nicht überschritten; die Anwendung des §13b BauGB bleibt gegeben. Der 
Siedlungsrand im Norden wird so einheitlich und durchgängig klar abgegrenzt; Optionen 
für Erweiterungen müssen nicht mehr berücksichtigt werden. Die Straßenführung kann 
auf den alten Stand korrigiert und die Erschließung des neuen Wohngebietes 
abschließend geplant werden. 
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Stellungnahme Nr. 9  
 
   

    
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird berücksichtigt; die Festsetzungen werden entsprechend geändert. 
 
Auf den Grundstücken wird ein Baufeld ausgewiesen und festgesetzt, dass nur ein 
Wohnhaus mit Einliegerwohnung zulässig ist. 
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